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Ministerin gibt den 
Startschuss zum CMS

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in einem Mitarbeiterbrief vom 7. März 
2017 hat die Bundesministerin der Ver-
teidigung, Frau Dr. Ursula von der Leyen, 
die Einführung eines Compliance Ma-
nagement Systems (CMS) in der Bundes-
wehr bekannt gegeben. Angemessen 
und zeitgemäß soll durch dieses CMS das 
Bewusstsein für eine bestehende Bin-
dung an Recht und Gesetz bei den solda-
tischen und zivilen Angehörigen der Bun-
deswehr erreicht werden. Gleichzeitig 
soll die Grundlage zur Beachtung we-
sentlicher ethischer Werte und interner 
Regeln für das eigene Handeln gestärkt 
werden. Ziel ist eine Kultur der Regelein-
haltung als Ausdruck einer besonderen 
Verantwortung für die jeweiligen Aufga-
ben der militärischen und zivilen Be-
schäftigten bei der Bundeswehr. Aus-
gangspunkt für die Überlegungen zur 
Einführung eines CMS waren im Beson-
deren die Vorgänge rund um das G 36 
und die nachfolgende parlamentarische 
Aufarbeitung dieses Vorganges. Mit der 

Einführung eines CMS betritt die Bundes-
ministerin Neuland, ist doch das Bundes-
ministerium der Verteidigung (BMVg) das 
erste Bundesressort, dass sich neben den 
bereits bestehenden gesetzlichen Nor-
men im Beamten- und Soldatengesetz 
und arbeitsrechtlichen Ableitungen aus 
einem Arbeitsvertrag einen darüber hin-
ausgehenden Verhaltenskodex gibt. 

Im vergangenen Jahr hatte das Ansinnen 
der Verteidigungsministerin zur Einfüh-
rung eines CMS dadurch mediale Bedeu-
tung erlangt, als in einer großen überregi-
onalen Zeitung in diesem Zusammenhang 
von einem „Maulkorb für Beamte“ die 
Rede war.

Neben der Frage der Notwendigkeit, ei-
nen Verhaltenskodex – wie auch immer 
ausgestaltet – installieren zu wollen, ist 
die Besetzungsentscheidung – gelinde 
gesagt – bemerkenswert. War zunächst 
vorgesehen, den Compliance-Manage-
ment-Beauftragten mit einem Beamten/
einer Beamtin in der Wertigkeit B 3 zu 
besetzen, steht am Ende des Tages die 
Besetzung mit einem Soldaten im Gene-
ralsrang aus der Ebene B 6.

Schenkt man dem Flurfunk Glauben, 
liegt der Personalentscheidung eine ge-
wisse Eilbedürftigkeit, wegen der unmit-
telbaren Leitungsrelevanz ein besonde-
res Vertrauensverhältnis zwischen 
Dienstposteninhaber und der Leitungs-
ebene sowie dem Vernehmen nach nicht 
in ausreichender „Qualität und Güte“ 
vorhandenes Personal des höheren 
Dienst zugrunde. Jeder Grund für sich 
oder gemeinsam betrachtet ein Schlag in 
das Gesicht der Kolleginnen und Kollegen 
des höheren Dienstes in der Bundes-
wehrverwaltung. Zum einen hätte der 
Dienstposten bereits im IV. Quartal 2016 
ausgeschrieben werden können. Zum 
Zweiten ist hier nicht bekannt, dass mit 
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Ausnahme der politischen 
 Beamten bei dem in Rede ste-
henden Dienstposten neben 
Eignung, Befähigung und fach-
licher Leistung auch noch 
 Vertrauen ein maßgebliches 
Auswahlkriterium für eine 
 Besetzungsentscheidung ist. 
Wenn es darüber hinaus zu-
träfe, dass der Leitung des Mi-
nisteriums keine oder keine 
 geeigneten Kandidaten vorge-
schlagen worden sind, dann ist 
es um das Ansehen der Kolle-
ginnen und Kollegen der Bun-
deswehrverwaltung im Allge-
meinen und denjenigen des 
höheren Dienstes im Besonde-
ren mehr als schlecht bestellt. 
Vielleicht liegt dem aber auch 
eine unzureichende Beratung 
der Leitung durch die Adminis-

tration zugrunde. Jedenfalls ist 
es uns ein Rätsel, dass es unter 
den Kolleginnen und Kollegen 
des höheren Dienstes für die-
sen Dienstposten – mit wel-
cher Dotierung auch immer – 
weder einen Beförderungs- 
noch einen Umsetzungsbe-
werber gegeben hat.

Interessant wird diese Frage 
auch in einem anderen Zusam-
menhang. Dem Vernehmen 
nach ist im Laufe dieses Jahres 
auch der Dienstposten des Un-
terabteilungsleiters P II in der 
Personalabteilung des BMVg 
zu besetzen. In dieser Unter-
abteilung sind von sieben Re-
feraten fünf mit klassischem 
zivilem Aufgabenzuschnitt 
ausgebracht. Derzeit ist dieser 

Dienstposten organisatorisch 
„zivil/militärisch“ signiert. 
Folgte man der Logik einer Ent-
scheidung des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofes in 
einem anderen verwaltungsge-
richtlichen Streitverfahren, so 
dürfte eine Besetzung aus der 
Statusgruppe der Soldaten erst 
dann vorgenommen werden, 
wenn keine geeignete Beam-
tin/kein geeigneter Beamter 
zur Verfügung steht. Das 
scheint bei den letzten Beset-
zungsentscheidungen wohl der 
Fall gewesen zu sein, da die 
Teilstreitkräfte Marine und 
Luftwaffe jeweils einen solda-
tischen Vertreter gestellt ha-
ben. Wir sind gespannt, welche 
Gründe bei dieser Besetzungs-
entscheidung angeführt wer-

den, um einen zivilen Kollegen/
eine zivile Kollegin aus dem 
Rennen zu nehmen. Sollten 
Überlegungen umgesetzt wer-
den, den Dienstposten „umzu-
kodieren“ nach „militärisch/
zivil“, um eine Besetzung mit 
einem Soldaten zu realisieren, 
wäre das nach meiner Bewer-
tung reine Willkür. Und es 
stellt sich ein weiteres Mal die 
Frage: „Quo vadis, Bundes-
wehrverwaltung?“

Herzlichst

Ihr

 

Wolfram Kamm

VBB-Bundesleitung im Gespräch  
mit der Ministerin
Am 4. April 2017 traf sich die 
Bundesleitung des Verbandes 
der Beamten der Bundeswehr 
e. V. (VBB) zum Gespräch mit 
der Bundesministerin der Ver-
teidigung, Frau Dr. Ursula von 

der Leyen, um Themen, die die 
Beamtinnen und Beamten in 
der Bundeswehr bewegen, 
ausführlich zu erörtern.

Der Verband bedankte sich zu-
nächst bei Frau von der Leyen 
für die Trendwende Personal. 
Nach Jahren des Personalab-
baus hat die Ministerin es ge-
schafft, eine Kehrtwende ein-
zuläuten. Der VBB macht schon 
seit Jahren darauf aufmerk-
sam, dass Personalabbau ge-
nau das falsche Mittel ist, um 
die Altersabgänge der kom-
menden Jahre aufzufangen. 
Die demografische Entwick-
lung verlangt nach Auffassung 
des VBB sogar vielmehr, dass 
über eine weitere Erhöhung 
der Ausbildungszahlen nach-
gedacht werden sollte. 

Die Ministerin bestätigte, 
dass genau dies ihr Ziel sei, 
anstatt Abbau soll vernünftig 
aufgebaut werden, wobei 
auch das Verhältnis und die 
Förderung von Frau und 
Mann dabei berücksichtigt 
werden sollen. 

Weiter thematisierte der Bun-
desvorsitzende des VBB, Wolf-
ram Kamm, noch einmal die 
Problematik Binnenarbeits-
markt Bundeswehr. Er machte 
deutlich, dass es gar nicht da-
rum geht, dass ehemalige Sol-
datinnen und Soldaten in der 

Bundeswehrverwaltung nicht 
gewünscht sind, sondern, dass 
dadurch kein Qualitätsverlust 
und ein Verdrängungseffekt 
entstehen darf. Alle anwesen-
den Kollegen des VBB waren 
selber Soldaten auf Zeit und 
haben im Anschluss ihre Ver-
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waltungsausbildung in Form 
einer Laufbahnausbildung ab-
solviert. Dies sei auch gut so, 
um in den Folgejahren für die 
vielfältigen Aufgaben ausrei-
chend gewappnet zu sein.

Auch die Agenda Attraktivität 
mit der Möglichkeit der Karrie-
re am Ort und der Stellenbün-
delung wurde seitens des VBB 
begrüßt, wurde doch damit 
eine Forderung des VBB erfüllt. 
Gleichzeitig bat der Bundesvor-
sitzende jedoch darum, dass 
beim Erlass hinsichtlich der 
Umsetzung nachgesteuert 
wird. Uns erreichen diesbezüg-
lich vermehrt Anfragen, da die 
Formulierungen nicht eindeu-
tig genug seien. An dieser Stel-
le wurde vereinbart, dass der 
VBB dies noch einmal ausführ-
lich mit Staatssekretär Hoofe 
bespricht. Auch muss eine ein-
heitliche Regelung gefunden 
werden, wie bis zur Umsetzung 
der Bündelung bereits erfolgte 
Ausschreibungen abgearbeitet 
werden können, damit diesen 
Kolleginnen und Kollegen, die 
sich bereits in Ausschreibun-
gen durchgesetzt haben, kein 
Nachteil entsteht.

Weiter bat der Bundesvorsit-
zende die Ministerin darum,  
weitere „intelligente“ Bünde-
lungen zu prüfen. Gerade bei 
den Sozialarbeitern des Sozial-

dienstes, deren Tätigkeit sich, 
auch bedingt durch die Aus-
landseinsätze, in den letzten 
Jahren qualitativ stark verän-
dert hat, sei eine Bündelung 
der Dienstposten nach 
A 11/A 12 mehr als gerechtfer-
tigt. Gleiches gelte für die 
Beam tinnen und Beamten des 
 technischen Dienstes, die bei-
spielsweise in der Rüstungs-
projektorganisation oder im 
Güteprüfdienst eingesetzt 
sind. Auch hier sollte über eine 
Bündelung bis A 12 nachge-
dacht werden, um vorhande-
nes Spezial-/Fachwissen ent-
sprechend zu honorieren und 
vor Ort halten zu können. Eine 
Stehzeit mit Förderperspekti-
ven hätte somit nicht nur Vor-
teile für die Kolleginnen und 
Kollegen, sondern käme auch 
der Bundeswehr insgesamt zu-
gute – also eine klassische 
„Win-win-Situation“.

Unter der Überschrift Chancen 
und Perspektivaufbau wurde 
schließlich das Thema status-
gerechte Tätigkeit und status-
übergreifende Besetzung von 
Dienstposten besprochen. 
Dem VBB ist nach wie vor nicht 
erklärlich, warum eine unnöti-
ge Bindung von militärischem 
Personal auf Verwaltungs-
dienstposten erfolgt und dies 
in Zeiten, wo die Bundeswehr 
Probleme hat, ausreichend Sol-

datinnen und Soldaten zu ak-
quirieren. Es gilt nach wie vor 
Artikel 87 a und 87 b Grundge-
setz (GG), wonach aus gutem 
Grund eine Trennung zwischen 
den Streitkräften und der Bun-
deswehrverwaltung gegeben 
sein muss. Folglich sollte diese 
auch eingehalten werden. Das 
Haus führte dazu aus, dass, 
auch veranlasst durch entspre-
chende Anfragen des Parla-
mentes, eine Prüfung erfolge.

In diesem Zusammenhang 
wurde auch die Besetzung des 
Compliance-Management-Be-
auftragten mit einem Soldaten 
thematisiert. Der Dienstposten 
ist eindeutig als ziviler Dienst-
posten codiert, sodass man 
sich seitens des VBB die Frage 
gestellt habe, warum er mit 
einem Soldaten besetzt wor-
den ist. Wie auch in Vorgesprä-
chen wurde noch einmal deut-
lich gemacht, dass es bei der 
Besetzung schnell gehen muss-
te und daher diese Entschei-
dung gefallen ist. Die Ministe-
rin sicherte jedoch zu, dass 
nach der Aufbauphase Mitte 
2018 eine personelle Verände-
rung angedacht sei und dann 
die entsprechenden Verfahren 
für eine zivile Besetzung durch-
geführt werden.

Nicht vergessen wurde das 
Dauerthema Ausrüstung, das 

ein wichtiges politisches 
 Handlungsfeld darstellt. Bun-
desministerin von der Leyen 
bedankte sich bei allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern 
für die tatkräftige Unterstüt-
zung bei den gemeinsamen 
Anstrengungen auf dem Weg 
zu einem modernen Rüstungs-
management. Das Ansehen 
des Rüstungsmanagements im 
parlamentarischen Raum habe 
sich erheblich verbessert. Sie 
sieht durchaus die daraus 
 resultierende hohe Arbeits-
belastung. Die in diesem Zu-
sammenhang vertraglich 
 vereinbarten Unterstützungs-
leistungen der Industrie sind 
deshalb keine Beratungsleis-
tungen, sondern tatsächlich als 
Unterstützung des Projektma-
nagements zu sehen und zu 
nutzen. Aus Sicht des VBB ist 
besonders darauf zu achten, 
dass die ganzen Verbesserun-
gen, Veränderungen, organisa-
torischen Nachjustierungen 
und Transparenz nun zu kon-
solidieren sind, um den Ge-
samterfolg nicht unnötig zu 
gefährden. Auch bei Personal-
mangel gilt: Den Experten der 
gewerblichen Wirtschaft müs-
sen fachlich ebenso qualifizier-
te Beschäftigte der Bundes-
wehr gegenüberstehen, um die 
bestmögliche Ausrüstung zu 
garantieren. Und dies gilt nicht 
nur für das BAAINBw. 

dbb Spitze 
informiert sich über 
Bundeswehrpersonal
Ein bemerkenswerter Tag nicht 
nur für die VBB-Mitglieder: Un-
ter der Leitung des Bundesvor-
sitzenden von dbb beamten-
bund und tarifunion, Klaus 
Dauderstädt, nahm sich die 
fast vollständig anwesende 
Bundesleitung einen ganzen 
Nachmittag Zeit, um sich mit 
den Spitzen des Verbandes der 

Beamten der Bundeswehr e. V. 
(VBB) und des Verbandes der 
Arbeitnehmer der Bundeswehr 
e. V. (VAB) über verbandspoliti-
sche Fragestellungen auszu-
tauschen. 

Ein wichtiger und notwendiger 
Gedankenaustausch, schließ-
lich ist und bleibt der dbb 
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 < VBB-Vertreter mit dbb Vorsitzendem Klaus Dauderstädt anlässlich der 
dbb Jahrestagung 2017
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Bundesvorsitzender unterschreibt 
Mietvertrag für „Hauptstadtbüro“
Einen Termin in Berlin mit 
der Bundesministerin der 
Verteidigung hat der Bun-
desvorsitzende Wolfram 
Kamm genutzt, um den 
Mietvertrag für ein „VBB-
Hauptstadtbüro“ zu unter-
schreiben. 

Gemeinsam mit dem Ver-
band der Arbeitnehmer  
der Bundeswehr (VAB) hat 
der Verband der Beamten 
der Bundeswehr (VBB) Büro-

räume am Sitz des dbb in 
Berlin angemietet, um seine 
Kontakte zum Parlament 
weiter auszubauen und in 
Sitzungswochen noch stär-
kere Präsenz zu zeigen. Auch 
wenn der erste Dienstsitz 
des Bundesministeriums der 
Verteidigung (BMVg) nach 
wie vor in Bonn ist, so spielt 
sich doch für den VBB ein 
Großteil der Verbandsge-
schäfte mittlerweile in Berlin 
ab. 
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B
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Weiteres Treffen der AG Fusion VBB/VAB
Am 3. April 2017 trafen sich die 
Mitglieder der Arbeitsgemein-

schaft Fusion VBB/VAB zu ei-
ner zweiten Arbeitstagung in 

2017. Im Termin konnte nun-
mehr eine mögliche gemeinsa-
me Satzung abschließend be-
raten und formuliert werden. 
Hier galt es unter anderem, die 
Besonderheiten der Arbeitneh-
mer im Hinblick auf ihr Streik-
recht zu berücksichtigen und 
das „2-Säulen-Modell“ bei der 
Besetzung der Gremien einzu-
arbeiten. Von Anfang an wurde 
dabei bei der Tätigkeit der AG 
Fusion darauf Wert gelegt, 
dass BEIDE Statusgruppen aus-
reichend Berücksichtigung in 
einem möglichen neuen Ge-
samtverband finden. Durch die 
Fusion soll schließlich für alle 
Mitglieder ein „Mehrwert“ 
entstehen, wie beispielsweise 
der immer weiter voranschrei-
tenden Militarisierung der 
Bundeswehrverwaltung ge-
schlossen als Zivilpersonal ent-
gegenzutreten.

Da der Verband der Beamten 
der Bundeswehr e. V. (VBB) 
quasi als „Pate“ der damaligen 
Gründung des Verbandes der 
Arbeitnehmer e. V. (VAB) zur 
Seite gestanden hat, sind die 
Satzungen der beiden Verbän-
de ansonsten bereits jetzt sehr 
ähnlich.

Für Juni 2017 ist nun ein wei-
teres Treffen geplant. In die-
sem sollen sodann etwaige 
Übergangsregelungen erar-
beitet und das gemeinsame 
Grundverständnis noch ein-
mal diskutiert und besprochen 
werden.

Zielsetzung der AG Fusion ist 
es, bis zum Gewerkschaftstag 
des VAB in 2018 ein Gesamt-
konzept für eine Fusion erstellt 
zu haben, um sodann weitere 
Weichen stellen zu können. 
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 unsere Dachorganisation und 
vertritt die Interessen in den 
grundsätzlichen statusbezoge-
nen Angelegenheiten aller Mit-
gliedsverbände und Mitglieds-
gewerkschaften im politischen 
Berlin. 

Das gemeinsame Auftreten 
von VAB und VBB hat da natür-
lich mehr als nur Symbolcha-
rakter. Einerseits können beide 
Verbände gemeinsam ihre Ein-
schätzung nicht nur zu ressort-
internen Themenschwerpunk-

ten erläutern. Auf der anderen 
Seite profitieren VAB und VBB 
vom Erfahrungshorizont der 
Bundesleitung des dbb.

So fällt es leicht, dem Bundes-
vorsitzenden Klaus Dauder-

städt zuzustimmen, wenn er 
abschließend konstatiert, dass 
es ein lohnenswerter Aus-
tausch war, der zu passender 
Gelegenheit wiederholt wer-
den sollte. 
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